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Detailbotschaft zu Traktandum 6 – Genehmigung Totalrevision Ortsplanung, Abweisung der nicht 

gütlich erledigten Einsprachen und Kenntnisnahme vom Bericht der Controlling-Kommission 

 

 Die relevanten Ortsplanungsakten können im Internet unter www.bueron.ch oder auf der Gemein-

deverwaltung eingesehen werden. 

 

Wie alle Gemeinden des Kantons Luzern muss auch Büron bis Ende 2023 aufgrund veränderter Rah-

menbedingungen die Ortsplanungs-Instrumente revidieren: 
 

- Gemäss der auf den 1. Juni 2011 revidierten Gewässerschutzverordnung (GSchV) des Bundes 

müssen die Gewässerräume festgelegt werden. 

- Das auf den 1. Mai 2014 revidierte Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG) und der kantonale 

Richtplan 2015 verpflichten die Gemeinde, überdimensionierte Bauzonen zu reduzieren (Rückzo-

nungen) und eine Strategie für die Siedlungsentwicklung nach innen zu erarbeiten. 

- Das seit dem 1. Januar 2014 gültige kantonale Planungs- und Baugesetz (PBG) erfordert eine 

Gesamtrevision der Ortsplanung zwecks Einführung der neuen Nutzungsmasse (Gesamthöhe und 

Überbauungsziffern) in allen Bauzonen. 
 

Im Jahr 2017 hat der Gemeinderat das Planungsbüro Kost + Partner AG beauftragt, die Planungs-

Entwürfe für die Festlegung der Gewässerräume zu erarbeiten. Die Eingabe zur kantonalen Vorprü-

fung ist im Mai 2018 erfolgt. 
 

Für die Gesamtrevision der Ortsplanung mit den Schwerpunkten PBG-Umsetzung und Siedlungsent-

wicklung nach innen setzte der Gemeinderat eine Ortsplanungskommission (OPK) mit folgenden Mit-

gliedern ein: 
 

• Bruno Wyss, Gemeinderat (Vorsitz) • Christof Wittwer, Vertreter Büron Open 

• Jürg Schär, bis 31.8.2020 Gemeindepräsident  • Edgar Fischer, Vertreter Die Mitte Büron 

• Christian Portmann, Vertreter FDP Büron • Lukas Schwegler, Vertreter Bevölkerung 
 

Lukas Huber, Kost + Partner AG, und Markus Graf bzw. Reto Wicki, regionales Bauamt Surental 

(RBS), begleiteten die OPK als Fachpersonen. 

 

 

 

 

 

  



Seit Mitte 2018 erarbeitete die OPK in 17 Sitzungen die neuen Planungs-Instrumente. In einem ersten 

Schritt wurden die vom Kanton geforderten Rückzonungen umgesetzt. Es folgten die Strategie für 

die Siedlungsentwicklung nach innen und das neue Zonenkonzept – eine wertvolle Grundlage für eine 

positive Gemeindeentwicklung in den nächsten 10 bis 15 Jahren. Zu den Sitzungen kam die Teil-

nahme an den Orientierungs-Versammlungen sowie an Sprechstunden und Einspracheverhandlun-

gen. Der Gemeinderat dankt den OPK-Mitgliedern bereits heute für ihren grossen Einsatz. 
 

Erfreut nimmt der Gemeinderat zur Kenntnis, dass etliche Grundeigentümer bereits am Planen sind 

und darauf warten, bis die revidierte Ortsplanung in Kraft tritt. Die Saat beginnt zu keimen und wir 

dürfen auf eine gute Ernte in Form einer erfreulichen Gemeindeentwicklung hoffen. 

1 Übersicht Gesamtrevision Ortsplanung 

Die aktuell geltende Ortsplanung Büron entspricht nicht mehr in allen Teilen den heutigen gesetzli-

chen Anforderungen und wird daher gesamthaft überarbeitet. Insbesondere müssen das auf den 

1. Januar 2014 revidierte Planungs- und Baugesetz (PBG) und die zugehörige Planungs- und Bauver-

ordnung (PBV) bis Ende 2023 sowie der Kantonale Richtplan (KRP) von 2015 umgesetzt werden. 

Dabei geht es vor allem um folgende Aufgaben:  
 

- Ersatz der bisherigen Höhenmasse durch die Gesamthöhe und der Ausnützungsziffer durch die 

Überbauungsziffer  

- Verankerung der Siedlungsentwicklung nach innen im Siedlungsleitbild und entsprechende Fest-

legungen im Zonenplan, im Bau- und Zonenreglement (BZR) sowie im Bebauungsplan «Dorf»  
 

Mit der Gesamtrevision der Ortsplanung wollen der Gemeinderat und die OPK eine gute Grundlage 

mit Planungs- und Rechtssicherheit für zukünftige Bauvorhaben und für die Gemeindeentwicklung 

insgesamt schaffen. Die Planungsinstrumente sollen eine qualitätsvolle Weiterentwicklung der Ge-

meinde Büron ermöglichen. Das Hauptziel der vorliegenden Revision besteht darin, die Ortsplanungs-

instrumente der Gemeinde an die übergeordneten Grundlagen anzupassen. 
 

Nachfolgend werden die wichtigsten Inhalte der revidierten Ortsplanungs-Instrumente erläutert. 

 

1.1 Siedlungsleitbild 

Das kommunale Siedlungsleitbild ist eine wichtige Grund-

lage für die Revision der Ortsplanung, indem es die gene-

relle räumliche Ausrichtung und die Entwicklungsvorstel-

lungen einer Gemeinde aufzeigt.  
 

2019 wurde das Siedlungsleitbild zusammen mit der OPK 

an die neuen Anforderungen aufgrund revidierter Geset-

zesgrundlagen und veränderter Rahmenbedingungen an-

gepasst. Dabei wurde der Fokus insbesondere auf die Sied-

lungsentwicklung nach innen gelegt.  

Die bessere Nutzung der bestehenden Bauzonen führt zu einem 

haushälterischen Umgang mit dem Boden, der Verminderung 

der Zersiedlung und dem Erhalt der Natur-, Erholungs- und 

Landwirtschaftsflächen. Weitere Vorteile sind die Belebung des 

Dorfkerns und insbesondere die Aufwertung der ortsbaulichen 

Qualitäten. In der Gemeinde Büron, die von Rückzonungen be-

troffen ist, wird die künftige bauliche Entwicklung innerhalb der 

Bauzone erfolgen. Mit der Siedlungsentwicklung nach innen sol-

len Qualität und Quantität innerhalb des weitgehend überbau-

ten Gebietes gesichert werden. Die Siedlungsentwicklung nach 

innen darf jedoch nicht mit baulicher Verdichtung gleichgesetzt 

werden, auch wenn diese eine wesentliche Voraussetzung ist.  

 

Plan Siedlungsleitbild 

Kompass Innenentwicklung. Quelle: IRAP HSR 



Vielmehr wird eine höhere Nutzungsdichte der Bauzonen in Bezug auf die Bewohnenden und Be-

schäftigten angestrebt. Auch die Balance zwischen Siedlung, Verkehr und Freiräumen ist bei der Sied-

lungsentwicklung nach innen bedeutend, dies kann auch zur Freihaltung von Grün- und Freiräumen 

führen. Eine sorgfältige Planung gewährleistet, dass alle Aspekte der Siedlungsentwicklung nach 

innen berücksichtigt werden und dass öffentliche und private Interessen im Gleichgewicht sind. 

1.2 Neue Nutzungsmasse  

Die wesentlichen Änderungen der neuen Nutzungsmasse sind diejenige der Gesamthöhe und der 

Überbauungsziffer (ÜZ). Im Folgenden werden diese kurz umschrieben:  
 

- Die Gesamthöhe ersetzt die bisherige Festlegung der Anzahl Vollgeschosse und entspricht dem 

grössten Höhenunterschied zwischen dem höchsten Punkt der Dachkonstruktion und den lotrecht 

darunter liegenden Punkten auf dem massgebenden, d. h. dem gewachsenen Terrain gemäss 

§ 139 PBG (vgl. Abbildung unten). Aus der Gesamthöhe leitet sich neu auch der Grenzabstand 

ab, der auf allen Seiten gleich ist. Gemäss § 122 PBG gelten folgende Grenzabstände: 
 

zulässige Gesamthöhe  Grenzabstand  

bis 11 m  4 m  

bis 14 m  5 m  

bis 17 m  6,5 m 
 

- Die bisherige Ausnützungsziffer (AZ) wird durch die Überbauungsziffer (ÜZ) ersetzt. Die ÜZ 

definiert den Fussabdruck eines Gebäudes im Verhältnis zur anrechenbaren Grundstücksfläche. 

Eine ÜZ von 0.21 bedeutet, dass die Gebäudefläche (Fussabdruck = orange Fläche in der Abbil-

dung unten) der Hauptbaute maximal 21 % der anrechenbaren Grundstücksfläche betragen darf 

(§ 25 PBG, § 12 PBV). Vorspringende Gebäudeteile (z. B. Balkone), die als solche die zulässigen 

Werte gemäss § 112a PBG übersteigen, werden ebenfalls der Gebäudefläche angerechnet. 

1.3 Das neue Zonenkonzept 

ÜZ-Typen 

Für Gebäude, welche auf bestimmte Weise von der kubischen Gebäudeform abweichen, wird eine 

erhöhte ÜZ festgelegt. Ohne die Differenzierung der Überbauungsziffer würde die kubische Gebäu-

deform mit Flachdach bevorzugt, was im Sinne des Ortsbildes nicht erwünscht ist. Gleichzeitig soll 

auch die Gestaltungsfreiheit gewahrt bleiben. Deswegen werden in den Wohn- und Mischzonen je-

weils drei verschiedene ÜZ festgelegt:  
 

- Die ÜZ-A ist der Grundwert für eine zonengemässe Überbauung.  

- Die um 0.03 erhöhte ÜZ-B gilt für Schrägdachbauten und für Flachdachbauten mit Attikage-

schoss. 

  

Erläuternde Skizzen des Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartments zu den Baubegriffen und Messweisen gemäss PBG 



- Die gegenüber der ÜZ-A um 0.06 erhöhte ÜZ-C gilt für Bauten mit einer um ein Geschoss tieferen 

Gesamthöhe. 

- Die verschiedenen ÜZ-Typen werden in folgender Skizze veranschaulicht, die auch im BZR-An-

hang 3 abgebildet ist (Beispiel der Anwendung der ÜZ für Hauptbauten in der Wohnzone W-B): 

 

Für die Bauzonen gelten folgende neue Masse:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Planungsbericht finden sich visualisierte Beispiele der Zonentypen. 

 

 

Im Planungsbericht finden sich visualisierte Beispiele der Zonentypen. 

  



Zonenplan

Verkehrszonen und Verkehrsflächen 

Die Verkehrszonen und Verkehrsflächen wurden in den Zonenplänen gemäss der kantonalen Richtli-

nie ausgeschieden. Diese Flächen zählen nicht zur anrechenbaren Grundstücksfläche. 

Ortsbildschutzzone  

Im neuen Zonenplan wird in der Dorfzone unterhalb des Burgschulhauses eine Ortsbildschutzzone 

festgelegt. Die Sicht auf den Burghügel ist zu sichern, weil diese für das Ortsbild wichtig ist und zur 

Identitätsstiftung beiträgt. Die Parzellen am Fusse des Burghügels bieten Potenzial zur Siedlungsent-

wicklung nach innen, einerseits aufgrund ihrer Lage im Dorfzentrum und andererseits aufgrund der 

teilweise noch unüberbauten Flächen. Aufgrund der Bedeutung des Burghügels für das Ortsbild ist 

jedoch zu gewährleisten, dass eine Bebauung die Sicht zum Burgschulhaus und dem darunterliegen-

den Burghügel nicht beeinträchtigt. Die Gemeinde Büron hat aufgrund dieser Herausforderungen eine 

3D-Modellierung in Auftrag gegeben um konkret abzuschätzen, welche Nutzungsmasse verträglich 

sind. Die nachfolgenden Abbildungen sind beispielhafte Modellierungen einer möglichen baulichen 

Weiterentwicklung unterhalb des Burghügels: 

 



Freihaltezone Wildtierkorridor 

Neu wird auch die Freihaltezone Wildtierkorridor gemäss den kantonalen Grundlagen dargestellt. Sie 

bezweckt die Durchgängigkeit der Landschaft für Wildtiere. Die land- und forstwirtschaftliche Bewirt-

schaftung bleibt gewährleistet. Zu den weiteren Bestimmungen siehe Art. 17 BZR. 

1.4 Das neue Bau- und Zonenreglement BZR 

Das Muster-BZR des Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement (BUWD) auf der Basis des revidier-

ten PBG und der neuen PBV diente als Grundlage für die Erarbeitung des BZR. Die Artikel-Reihenfolge 

und -Nummerierung wurde an das Muster-BZR angepasst und somit gesamthaft geändert. Zusätzli-

che Anliegen der Gemeinde wurden ergänzt. 
 

Die Reglements-Änderungen werden an diversen Stellen im Planungsbericht und im BZR-Entwurf 

erläutert. 

1.5 Bebauungsplan Dorf und der Umgang mit Sondernutzungsplänen 

In Büron bestehen diverse Gestaltungspläne (GP) 

und der Bebauungsplan (BP) „Dorf“. Teilweise liegen 

die Gestaltungspläne innerhalb eines GP-Pflicht-Pe-

rimeters. Aufgrund der erheblich veränderten Ver-

hältnisse wurden die Sondernutzungspläne geprüft 

und sind gem. Art. 21 RPG und § 22 PBG nötigenfalls 

anzupassen.  
 

Der Bebauungsplan „Dorf“ und die dazugehörigen 

Bestimmungen werden entsprechend der PBG-Um-

setzung überarbeitet. Er wird auf den Zonenplan-

Entwurf und den BZR-Entwurf angepasst. Bezüglich 

des Zonenkonzepts und der Nutzungsmasse wird 

ähnlich vorgegangen.  
 

Wesentliche Änderungen im Bebauungsplan „Dorf“ 

gibt es im Oberdorf aufgrund der geeigneten Gebiete 

für die Siedlungsentwicklung nach innen, welche im 

Siedlungsleitbild festgelegt werden. Im Gebiet des 

Burghügels wurde darauf geachtet, einerseits eine 

Verdichtung in der Nähe des Dorfzentrums zuzulas-

sen, andererseits aber auch die Verträglichkeit mit 

der Ortsbildschutzzone zu gewährleisten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



Für die Teilzonen im Bebauungsplan-Perimeter gelten folgende Masse: 

 Ortskern 

(TOK) 

Wohnen & 

Dienst-

leist. 

(TWD) 

Wohnen & 

Gewerbe 

(TWG) 

Wohnen  

(TWA) (TWB) 

Min. Gesamthöhe 11 m 11 m 11 m - - 

Max. Gesamthöhe 14 m 14 m 17 m 11 m 11 m 

Min. Überbauungsziffer (ÜZ) durch GR* 0.21 0.21** - - 

Max. ÜZ-A durch GR* 0.27 0.33** 0.27 0.21 

Max. ÜZ-B bei Bauten mit 

Schrägdach  

gem. Art. 26 Abs. 2 BZR und 

Flachdachbauten mit Attika gem. 

Art. 26 Abs. 3 BZR 

durch GR* 0.30 0.36** 0.30 0.24 

Max. ÜZ-C bei einer um 3.0 m re-

duzierten max. Gesamthöhe gem. 

Art. 26 Abs. 4 BZR 

durch GR* 0.33 0.39** 0.33 0.27 

Max. ÜZ für Kleinbauten und An-

bauten gem. Art. 112a Abs. 2c 

und d PBG  

0.06 0.06 0.06 0.06 0.06 

* durch Gemeinderat einzelfallweise festzulegen 

** ca. 75 % der insgesamt realisierten Hauptnutzflächen darf für Wohnen genutzt werden (Richt-

wert) [Formulierung nach Einsprachenbehandlung] 

 

1.6 Ergänzung des Erschliessungsrichtplans 

Der Erschliessungsrichtplan (ERP) von 2013 wurde im 

Zuge der aktuellen Gesamtrevision nicht grundlegend 

überarbeitet. Er wurde jedoch mit einem separaten 

Kurzbericht ergänzt. Folgende Massnahmen sind neu: 
 

- Die Strassenerschliessung der Wohnquartiere zwi-

schen der Luzernerstrasse und der Schlierba-

cherstrasse wurde überprüft und die notwendigen 

Massnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicher-

heit festgelegt. Ausserdem wurde für bestehende 

Bauparzellen ohne Strassenanschluss die Zufahrt 

festgelegt (vgl. nebenstehenden Plan). 

- Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf der In-

dustriestrasse und den angrenzenden Strassen soll 

der Einmünder der Kleinfeldstrasse in die Bahn-

hofstrasse umgestaltet und die Büntenstrasse als 

zusätzliche Erschliessung des Industriegebiets ge-

prüft werden. 

- Ausserdem wurde eine Aktualisierung des Fussweg-

netzes im Gebiet Oberdorf und eine Präzisierung be-

treffend Wasserversorgung vorgenommen.  
 

 

 

 

 

 



2 Bisheriger Planungsverlauf 

Die kantonale Vorprüfung fand von Februar bis September 2020 statt. Im Vorprüfungsbericht vom 

4. September 2020 werden die Gesamtrevision und die Änderungen im Bebauungsplan Dorf als gut 

und vollständig erarbeitet sowie grösstenteils rechts- und zweckmässig beurteilt. Aufgrund der An-

träge, Empfehlungen und Hinweise im Vorprüfungsbericht sowie der Diskussion in der OPK und im 

Gemeinderat wurden an den Planungsinstrumenten noch einige Anpassungen vorgenommen. 

2.1 Ergebnisse der öffentlichen Auflage 

Vom 18. Januar bis 1. März 2021 wurde die Gesamtrevision der Ortsplanung öffentlich aufgelegt. 

Während der Auflagefrist gingen neun Einsprachen ein. Mit den Einsprechenden wurde eine Ein-

spracheverhandlung geführt. Vier Einsprachen konnten gütlich erledigt werden, das heisst sie wurden 

von den Einsprechenden zum Teil aufgrund geringfügiger Änderungen zurückgezogen (vgl. Kapitel 

3). Bei fünf Einsprachen konnte keine Einigung gefunden werden, deshalb haben die Stimmberech-

tigten über die nicht erledigten Einsprachen zu befinden (vgl. Kapitel 4).  

3 Geringfügige Änderungen nach der öffentlichen Auflage 

3.1 Grundstücke Nrn. 654 und 494 

Die Grundstücke Nrn. 654 und 494 wurden im Zonenplan für die öffentliche Auflage in unterschiedli-

che Zonen eingeteilt (W-C und W-D). Aufgrund einer Einsprache und aus Gründen der Vereinfachung 

werden die Grundstücke in dieselbe Zone (W-D) eingeteilt. 

 

 

 

  

 

 

  

 

 

3.2 Anpassung Zonenplan: Grundstück Nr. 233 (Kulturobjekte) 

Gemäss einer Einsprache wurde festgestellt, dass auf dem Grundstück Nr. 233 das Bürogebäude und 

ein nördlicher Erweiterungsbau ins Inventar der erhaltenswerten Kulturdenkmäler aufgenommen und 

im Zonenplan sämtliche Gebäude blau markiert wurden.  

Zonenplan-Ausschnitt GS Nr. 654 und 494 (Stand öffentliche Auflage) Zonenplan-Ausschnitt GS Nr. 654 und 494 (Stand Gemeindeversammlung) 

 



Die kantonale Denkmalpflege hielt fest, dass es aufgrund von Anpassungen in den Daten der amtli-

chen Vermessung eine Änderung in der Darstellung der Kulturobjekte (kantonales Inventar) gab. 

Diese wurde nun wieder an die ursprüngliche Situation (nur vorderer Gebäudeteil erhaltenswert und 

damit blau dargestellt) angepasst. 

 

3.3 Hecke auf Grundstück Nr. 394 

Auf dem Grundstück Nr. 394 befindet sich keine Hecke, sondern eine Reihe Kirschen-Hochstamm-

Bäume. Deshalb wird die Hecke aufgrund der Einsprache von Gottfried Fischer (vgl. Kap. 4) im Zo-

nenplan gelöscht. 

 

 

 

 

Ausschnitt GS Nr. 394 (Stand öffentliche Auflage) 

 

 

3.4 Schutz vor Naturgefahren 

Die ATO Immobilien und Handels AG wies in ihrer Einsprache darauf hin, dass das ehemalige Sick-

erbecken in eine unterirdische Sickeranlage umgewandelt worden ist. Die in der Gefahrenkarte als 

«roter Fleck» bezeichnete Gefahrenstelle existiert somit nicht mehr. Aufgrund der Anfrage der Ge-

meinde Büron hat der Kanton die Gefahrenkarte aktualisiert, so dass Art. 15 Abs. 5 BZR gestrichen 

werden kann. 

 

Art. 15 Schutz vor Naturgefahren 
 

5 Bei dem an einer Fassade teilweise erheblich hochwassergefährdeten Gewerbegebäude auf der 

Parzelle Nr. 233, GB Büron ist bei allfälligen baulichen Massnahmen oder Umnutzungen aufzu-

zeigen, wie die Gefährdung reduziert wird, ohne dabei die Gefährdung anderer Bauten zu erhö-

hen. Eine Baubewilligung darf erst erteilt werden, wenn die Gefährdungsreduktion erfolgt und 

die Gefahrenkarte angepasst worden ist. 

 

Zonenplan-Ausschnitt GS Nr. 394 (Stand öffentliche Auflage) Zonenplan-Ausschnitt GS Nr. 394 (Stand Gemeindeversammlung) 

Zonenplan-Ausschnitt GS Nr. 233 (Stand öffentliche Auflage) Zonenplan-Ausschnitt GS Nr. 233 (Stand Gemeindeversammlung) 



 

3.5 Bebauungsplan Dorf  

In den Bestimmungen zum Bebauungsplan Dorf wurde in Art. 10 aufgrund einer Einsprache die An-

merkung betreffend den Wohnanteil in der Teilzone «Wohnen und Gewerbe (TWG)» geändert (Än-

derung in rot): Max. Ca. 75 % der insgesamt realisierten Hauptnutzflächen darf für Wohnen genutzt 

werden (Richtwert). Neu handelt es sich also um einen Richtwert und keinen Maximalwert. 

3.6 Erschliessungsrichtplan 

Aufgrund einer Stellungnahme wurde der Erschliessungsrichtplan angepasst. Im Erschliessungsricht-

plan der öffentlichen Auflage wurde mehrmals die Formulierung «Anstösser gestattet» verwendet. 

Weil der Begriff «Anstösser» Besucher, Postbote oder Kehrrichtabfuhr usw. ausschliessen würde, wird 

der Begriff «Anstösser» durch «Zubringer» ersetzt. 

4 Behandlung der nicht erledigten Einsprachen 

4.1 Einsprecher Josef Schaller-Bass, Galgerain 46, 6233 Büron 

Anträge und Begründung des Einsprechers 
 

Aufgeführt werden nur die Einsprachepunkte, die nicht erledigt werden konnten. 
 

1. Die aufgelegte Zonenplanrevision sei abzulehnen und darauf sei nicht einzutreten. 
 

2. Die Parzelle Nr. 717, GB Büron sei der Wohnzone C (W-C) zuzuweisen. Dies zusammen mit der 

Parzelle Nr. 275, GB Büron. 
 

3a. Für den Fall, dass dem Antrag 2 nicht stattgegeben werden sollte, sei Art. 6 BZR betreffend 

Wohnzone D (W-D) wie folgt zu ändern: 
 

• Überbauungsziffer (ÜZ) 0.23 

• Zuschlag für Einliegerwohnung unabhängig davon, ob ein Ein- oder ein Zweifamilienhaus er-

stellt wird 

• Gebäudehöhe [gemeint ist die Gesamthöhe] maximal 10 m 

• Maximale ÜZ-B 0.25 

• Maximale ÜZ-C 0.30 
 

3b. Nach der Einspracheverhandlung stellte der Einsprecher folgenden Antrag zur Ergänzung der Zo-

nenbestimmungen in der Wohnzone D (W-D): 
 

• Für Gebäude mit Schrägdach (ab 8% Dachneigung): maximale bergseitige Fassadenhöhe von 

8.5 m 

• Für Gebäude in Hanglagen (ab 8% Hangneigung): Erhöhung der maximal zulässigen Gesamt-

höhe um 0.1 m pro 1 % Hangneigung bzw. max. 1.5 m  
 

4. Aufgrund des Überbauungsfortschritts sei die Aufhebung des Gestaltungsplans Galgerain zu prü-

fen. 
 

5. In Art. 27 Abs. 2 BZR seien die Formulierungen betreffend Eingliederung ersatzlos zu streichen 

(rote, kursive, durchgestrichene Schrift): 
 

Links: Ausschnitt der zum Zeitpunkt der öffentlichen 
Auflage gültigen Gefahrenkarte 

Rechts: Ausschnitt der aktuell gültigen Gefahrenkarte mit 

der Korrektur auf der Parzelle Nr. 233, GB Büron 



Für die Eingliederung sind in Ergänzung zu den Zonenbestimmungen zu berücksichtigen: 

• Prägende Elemente und Merkmale des Strassen-, Orts- und Landschaftsbildes und Eigenhei-

ten des Quartiers,  

• Standort, Stellung, Form, Staffelung in Hanglagen, Proportionen und Dimensionen der Bauten 

und Anlagen,  

• Die zweckmässige Anordnung und Dimensionierung der Aussengeschoss- und Umgebungs-

flächen,  

• Gestaltung benachbarter Bauten und Anlagen,  

• Gestaltung, Materialwahl und Farbgebung von Fassaden, Dächern und Reklamen,  

• Gestaltung der Aussengeschoss- und Umgebungsflächen der Aussenräume, insbesondere der 

Vorgärten und der Begrenzungen gegen den öffentlichen Raum,  

• Umgebungsgestaltung, insbesondere bezüglich Erschliessungsanlagen, Terrainveränderun-

gen, Stützmauern und Parkierung. 
 

6. Der Erschliessungsrichtplan, wonach der Fuchsacker über die Galgerainstrasse zu erschliessen 

sei, sei abzulehnen. Ebenso die geplante Verbotsstrecke der Längenmoosstrasse. 

 

Den Antrag 1 begründet der Einsprecher mit Verweisen auf aus seiner Sicht völlig falschen und sach-

lich nicht gerechtfertigten Planungsannahmen im kantonalen Richtplan und im regionalen Richtplan. 

Die nicht tauglichen und sachfremden Annahmen der kantonalen Dienststellen zur Entwicklung der 

Gemeinde Büron im Vorprüfungsbericht vom 4. September 2020 seien falsch und willkürlich, und das 

für die Berechnung der Einwohner-Kapazitäten verwendete Luzerner Bauzonen Analyse Tool sei nicht 

ausgereift und dürfe für die Beurteilung der Bauzonengrösse der Gemeinde Büron nicht herangezogen 

werden. Die Gemeinde liege entgegen den nicht belegten Annahmen der kantonalen Planungsträger 

in einem Entwicklungskorridor und sei Bestandteil der Entwicklungsregion Sursee. Diesem Umstand 

und dem Gebot des haushälterischen Umgangs mit dem Boden sei Rechnung zu tragen. Der im 

Raumplanungsgesetz verankerte Planungsgrundsatz, dass Wohn- und Arbeitszonen einander zweck-

mässig zugeordnet werden müssten, sei gerade in der Gemeinde Büron mit überdurchschnittlich vie-

len Arbeitsplätzen im Vergleich zur Einwohnerzahl zwingend zu berücksichtigen. Weil die Annahmen 

der kantonalen Planungsträger falsch und willkürlich seien und überdies die Gemeindeautonomie 

ohne sachlich gerechtfertigte Gründe verletzten, sei die aktuelle Zonenplanrevision abzulehnen und 

darauf nicht einzutreten. Das untere Surental zusammen mit der Gemeinde Büron sei einer Wachs-

tumsregion zuzuweisen, solange die nicht erfolgt sei, sei das Ortsplanungsverfahren einstweilen aus-

zusetzen. 
 

Begründung des Antrags 2: Der Einsprecher behauptet, anlässlich der Einspracheverhandlung sei 

festgestellt worden, dass die Parzelle Nr. 717, GB Büron, «tatsächlich von übermässigen Abzonungen 

betroffen» sei, und dass die aktuelle Zuweisung in die Wohnzone D (W-D) dem Verdichtungsgrund-

satz nach innen, wie er im Raumplanungsgesetz gefordert werde, widerspreche. In der Einsprache 

wird der Antrag damit begründet, dass die der Wohnzone D (W-D) zugewiesene Parzelle Nr. 717, GB 

Büron eher in einem steileren Teilgebiet des Gestaltungsplans «Galgerain» liegt – ähnlich wie die 

Parzellen Nrn. 744 und 745, GB Büron. Letztere werden jedoch der Wohnzone C (W-C) zugewiesen. 

Ausschnitt Zonenplan Siedlung (Stand Gemeindeversammlung), Parzelle Nr. 717, GB Büron rot umrandet 



Im Rahmen des Gleichbehandlungsgebots sei die Parzelle Nr. 717 zusammen mit der Nachparzelle 

Nr. 275 ebenfalls der W-C zuzuweisen. Zusammen mit der Parzelle Nr. 716, welche wie die Parzellen 

Nrn. 744 und 745 der W-C zugewiesen wird, werde so das Gebiet in der W-C umfassend abgegrenzt. 

Die Parzelle Nr. 717 sei auch im Hinblick auf die nach dem neuen Raumplanungsgesetz gebotene 

Verdichtung gleich zu behandeln wie die Parzellen Nrn. 744 und 745 im Gestaltungsplangebiet «Gal-

gerain» sowie die Parzellen Nrn. 818 bis 821 und 852 im Gestaltungsplangebiet «Sonnrüti». Die Kon-

sequenz davon ist, dass die Parzelle Nr. 717 neu der W-C zuzuweisen sei, mit einer ÜZ-A von min-

destens 0.25. Die aktuell vorgesehene Zuweisung in die W-D mit einer maximalen Gesamthöhe von 

9 m und einer maximalen ÜZ-A von 0.21 komme im Vergleich zur heute bestehenden Überbauungs-

möglichkeit gemäss Gestaltungsplan einer «Abzonung» gleich. Dies widerspreche dem Verdichtungs-

grundsatz nach innen. Gerade die Steilheit des Geländes der Parzelle Nr. 717 müsse vorliegend mit 

einer höheren Gesamthöhe ausgeglichen werden. 
 

Im Weiteren wird die Einsprache damit begründet, dass die Parzelle Nr. 717 genau gleich wie die 

Parzellen Nrn. 744 und 745 von Strassen umgeben sei, welche die Überbaubarkeit durch zu grosszü-

gige und heute nicht mehr zweckmässige Strassenabstände einschränken würden. Sämtliche Parzel-

len im Gestaltungsplan Galgerain seien inzwischen überbaut. Es bestehe kein zusätzliches Erschlies-

sungsvolumen über die Galgerainstrasse, weshalb im Rahmen der Ortsplanungsrevision auch die 

Überarbeitung des Strassenreglements mit einer Anpassung der Strassenabstände zu überprüfen und 

insbesondere gegenüber der Parzelle Nr. 717 neu bei höchstens noch 3 m festzulegen seien. 
 

Antrag 3a wird als Alternative zum Antrag 2 grundsätzlich gleich begründet. Zusätzlich wird in diesem 

Zusammenhang bemängelt, dass eine klare Umschreibung der Begriffe «Einfamilienhaus» und 

«Zweifamilienhaus» fehle, weshalb der Bonus für eine Einliegerwohnung nicht daran geknüpft werden 

dürfe. Zudem wirke diese Beschränkung dem Grundsatz der Verdichtung nach innen entgegen, was 

nicht im überwiegenden öffentlichen Interesse sei. 
 

Antrag 3b wurde anlässlich der Einspracheverhandlung angekündigt. Damit soll die angebliche Be-

nachteiligung von Parzellen in Hanglage im Vergleich zu Grundstücken im Talboden ausgeglichen 

werden. In der Begründung wird die Festlegung einer maximalen Fassadenhöhe allerdings als obsolet 

bezeichnet, weil im Gebiet des Gestaltungsplans Galgerain abgesehen von einer Ausnahme keine 

Flachdächer erstellt worden seien. Der Einsprecher hält in diesem Zusammenhang fest, dass er nicht 

wisse, ob eine solche Ausnahmeregelung für Gebäude in Hanglagen auch für andere Wohnzonen 

prüfenswert wäre. 
 

Gemäss der Begründung zum Antrag 4 kann der Einsprecher die «Annahme», dass das Gestaltungs-

plangebiet «Galgerain» noch nicht vollständig überbaut sei, nicht nachvollziehen. Er beantragt des-

halb vorsorglich die Aufhebung des Gestaltungsplans «Galgerain». 
 

Antrag 5 begründet der Einsprecher damit, dass mit der «Vielzahl von zusätzlichen unbestimmten 

Rechtsbegriffen bezüglich Qualität» eine Anpassungsarchitektur angestrebt werde, die gesetzgebe-

risch nicht gewollt sei. Es sei völlig ausreichend, wenn prägende Elemente des Strassen-, Orts- und 

Landschaftsbildes definiert und diese als Eingliederungskriterium herangezogen würden. Dagegen sei 

die Gestaltung benachbarter Bauten und Anlagen, insbesondere auch betreffend Aussengeschosse 

oder Umgebung, durch kein überwiegendes öffentliches Interesse mehr gedeckt. 
 

Im Antrag 6 kann der Einsprecher nicht nachvollziehen, inwieweit die Galgerainstrasse für die Er-

schliessung des Fuchsackers vorgesehen und eingezeichnet sei. Eine direkte Verbindung zu diesem 

Gebiet bestehe nicht. Weshalb die Längenmoosstrasse mit einem Fahrverbot belastet werden solle, 

sei ebenfalls nicht nachvollziehbar. Die Einschränkung sei aufzuheben bzw. es sei davon abzusehen. 

 

Erwägungen des Gemeinderats 

 

Zum Antrag 1: Die gesamthaft revidierte Ortsplanung Büron baut auf den kantonalen und regionalen 

Planungs-Instrumenten – insbesondere dem kantonalen Richtplan – auf und nimmt Bezug auf das 

kantonale Planungs- und Baugesetz (PBG) sowie auf andere massgebende Rechtsgrundlagen. Dazu 

ist die Gemeinde Büron wie jede andere Gemeinde verpflichtet. Planungsschwerpunkt der vorliegen-

den Gesamtrevision der Ortsplanung – exkl. die durch den Regierungsrat bereits genehmigte vorge-

zogene Teilrevision betreffend Rückzonungen und die separate Teilrevision betreffend die 



Gewässerraum-Festlegung – ist die Umsetzung des PBG 2014 mit der Einführung der Gesamthöhe 

und der ÜZ in allen Bauzonen sowie die Siedlungsentwicklung nach innen. Die in der Begründung 

zum Antrag 1 kritisierten Annahmen und Berechnungen des Kantons spielen in diesem Zusammen-

hang höchstens eine untergeordnete Rolle. Ob und wie sich die Gemeinde Büron zu diesen Vorgaben 

stellen will, kann im Moment dahingestellt bleiben. 
 

Auch wenn die Planungszone betreffend die Gesamtrevision der Ortsplanung keine Bauprojekte direkt 

blockiert, ist festzuhalten, dass diverse Grundeigentümer auf die Genehmigung der revidierten Orts-

planung durch den Regierungsrat warten, damit sie ein Projekt ohne Berücksichtigung der alten Bau- 

und Zonenordnung realisieren können. 
 

Ob und wann die Rahmenbedingungen im kantonalen Richtplan und übergeordneten Gesetzen so 

geändert werden, dass die Gemeinde Büron wesentlich davon profitieren könnte, ist nicht bekannt. 

Klar ist hingegen, dass die Zonenpläne sowie das Bau- und Zonenreglement gemäss § 224 PBG bis 

Ende 2023 an das auf den 1. Januar 2014 revidierte PBG anzupassen sind. Weil am 31. Dezember 

2023 die im Anhang 1 PBG enthaltenen alten PBG-Bestimmungen definitiv ihre Rechtskraft verlieren, 

fehlt ab diesem Zeitpunkt die Rechtsgrundlage für die noch nicht revidierten Ortsplanungen. Zum 

heutigen Zeitpunkt ist offen, ob und wie in den betroffenen Gemeinden Bebauungs- und Gestaltungs-

pläne erlassen und Baubewilligungen erteilt werden können. 
 

Die Ablehnung der revidierten Ortsplanung bzw. ein Nichteintreten auf die Vorlage würde ausserdem 

erhebliche Investitionen aus Steuermitteln und unzählige Arbeitsstunden der OPK-Mitglieder vernich-

ten. 
 

Fazit: Die Zustimmung zum Antrag 1 ist politisch nicht zweckmässig und für die zukünftige Gemein-

deentwicklung schädlich. 
 

Zum Antrag 2: Die Abzonung der Parzelle Nr. 717 ist entgegen der Auffassung des Einsprechers nicht 

«übermässig», sondern bewegt sich im Rahmen und ist begründet. Die als Grundlage für die Anpas-

sung des Zonenkonzeptes durchgeführte Bestandanalyse mittels GIS (Geografisches Informations-

system) hat ergeben, dass für die bestehenden Bauten im Quartier Sonnenrain, zu der die Parzelle 

Nr. 717 gezählt wurde, ein Mittelwert von 8.5 m Gesamthöhe und ein 80 % Quantil von 9.8 m Ge-

samthöhe vorliegt. Das bestehende Gebäude auf der Parzelle Nr. 717 weist gemäss GIS-Analyse eine 

Gesamthöhe von rund 11 m auf und liegt damit über dem Mittelwert und dem 80 % Quantil der 

vorhandenen Gesamthöhen des Quartiers. 
 

Zusammen mit der OPK wurde entschieden, dass die heute vorherrschenden Gesamthöhen geeignet 

für dieses Quartier an Hanglage sind und sich auch Neubauten zukünftig an diese bisher ortsüblichen 

Höhen halten sollen. Auf Basis der Analyse und nach Absprache mit der OPK wurde das Quartier in 

die neue Wohnzone D (W-D) mit einer maximalen Gesamthöhe von 9 m eingeteilt.  
 

Bisher gehört die Parzelle Nr. 717 zur zweigeschossigen Wohnzone B, in welcher gemäss bisherigem 

Art. 7 Abs. 3 BZR das zweite Vollgeschoss in den Dachstock zu integrieren war. Die Wohnzone ent-

spricht aufgrund dieser Regelung faktisch einer eingeschossigen Zone. Eine Gesamthöhe von 9 m ist 

auch dadurch begründbar. Zulässig war bisher z.B. 1 sichtbares Untergeschoss, 1 Vollgeschoss und 

1 Attikageschoss à je 3 m Geschosshöhe, was genau einer Gesamthöhe von 9 m entspricht. Somit 

handelt es sich lediglich um eine geringfügige Abzonung auf Grundlage des Bestandes. 
 

Die Parzellen Nrn. 268, 716, 718, 744, 745 und 746 an der Strasse Galgenrain direkt oberhalb der 

Parzelle Nr. 717 wurden der dichteren Wohnzone C (W-C) mit einer Gesamthöhe von 11 m zugewie-

sen. Der Grund hierfür liegt ebenfalls bei der Bestandes-Analyse, wonach in diesem Gebiet aufgrund 

von Gestaltungsplanboni deutlich dichter und höher gebaut wurde (80 % Quantil bei 14.2 m Gesamt-

höhe) als in den angrenzenden Gebieten. Es handelt sich zudem vorwiegend um Mehrfamilienhäuser, 

statt wie im Quartier unterhalb des Höhenweges um Einfamilienhäuser. 
 

Die Abzonung widerspricht zudem keinesfalls «dem Verdichtungsgrundsatz nach innen, wie er 

im Raumplanungsrecht gefordert wird». Die Siedlungsentwicklung nach innen ist als wichtiger 

raumplanerischer Schwerpunkt gemäss Art. 1 Abs. 1 lit. abis RPG «zu lenken, unter Berücksich-

tigung einer angemessenen Wohnqualität». Die Siedlungsentwicklung hat an den dafür geeig-

neten Orten zu erfolgen, d.h. bevorzugt an zentralen, gut erschlossenen Lagen. 
 



Dies gilt auch konkret für die Siedlungsentwicklung nach innen in Büron. Im kommunalen Sied-

lungsleitbild, welches auch Teil der öffentlichen Auflage der Gesamtrevision der Ortsplanung war, 

werden diejenigen Gebiete definiert, die sich aus Sicht der Gemeinde besonders für die Sied-

lungsentwicklung nach innen eignen (vgl. Kap. 2.6 und 3 im Siedlungsleitbild). Die Hanglagen 

gehören insbesondere nicht dazu.  
 

Zudem wird im Siedlungsleitbild auch bereits klargestellt, dass die Siedlungsentwicklung nach 

innen nicht gleichbedeutend mit Verdichtung ist (vgl. blauer Kasten auf Seite 7 im Siedlungsleit-

bild). Zur Siedlungsentwicklung nach innen gehört nicht nur eine Zunahme der baulichen, son-

dern insbesondere auch der sozialen Dichte. Dies ist genau der Knackpunkt in privilegierten 

Wohnquartieren wie dasjenige der Parzelle Nr. 717. Eine leichte Erhöhung des Nutzungsmasses 

oder der Höhe führt gemäss Erfahrung nicht zu mehr Bewohnenden, sondern eher zu mehr 

Wohnfläche pro Person. 

Es besteht somit auch kein ungerechtfertigtes Ungleichgewicht zwischen den Liegenschaften im 

Talboden und derjenigen in Hanglage. Die andere Behandlung beruht aus den unterschiedlichen 

Eignungen für die Siedlungsentwicklung nach innen (aufgrund Gründe wie der Nähe zum Dorf-

kern, der Erschliessungsgüte mit verschiedenen Verkehrsmitteln, den Auswirkungen auf das 

Ortsbild etc.). 
 

Die in der Begründung geforderte Überarbeitung des Strassenreglements hätte parallel zur Ge-

samtrevision der Ortsplanung erfolgen können, zwingend ist dies jedoch nicht. Wenn nach Ab-

schluss der Ortsplanungsrevision der Gestaltungsplan «Galgerain» revidiert wird, besteht auf 

jeden Fall eine mindestens gleichwertige Möglichkeit für die Revision des Strassenreglements. 
 

Fazit: Die Argumente des Einsprechers betreffend Antrag 2 überzeugen nicht. 
 

Weil der Antrag 3a grundsätzlich gleich begründet wird wie der Antrag 2, muss an dieser Stelle 

nur auf ein zusätzlich vorgebrachtes Argument eingegangen werden: Die Begriffe «Einfamilien-

haus» und «Zweifamilienhaus» weisen darauf hin, dass in einem solchen Gebäude eine bzw. 

zwei Familien wohnen können. Damit unterscheidet sich diese Gebäude-Typen wesentlich von 

Mehrfamilienhäusern, die Wohnraum für eine wesentlich grössere Personenzahl bieten. Ein- und 

Zweifamilienhäuser beanspruchen im Vergleich zu Mehrfamilienhäusern häufig viel Bauland für 

vergleichsweise wenige Personen, was dem Grundsatz des haushälterischen Umgangs mit dem 

Boden widerspricht. Den Anliegen der Siedlungsentwicklung nach innen im Sinn einer möglichst 

hohen Nutzungsdichte und der sozialen Dichte tragen sie häufig auch nur beschränkt Rechnung. 

Deshalb soll mit dem Bonus für Einliegerwohnungen bei Ein- und Zweifamilienhäusern ein Anreiz 

geschaffen werden, mit einer zusätzlichen Kleinwohnung Wohnraum für weitere Personen zu 

schaffen. Ein solcher Bonus bei Mehrfamilienhäusern käme jedoch faktisch einer Erhöhung der 

ÜZ gleich und ist gemäss den Abklärungen bei den kantonalen Dienststellen nicht genehmi-

gungsfähig. 
 

Fazit: Das zusätzlich vorgebrachte Argument ist nicht stichhaltig. 
 

Zum Antrag 3b: Die Rechtfertigung und Notwendigkeit einer zusätzlichen Ausnahmeregelung für 

Hanglagen wird auf Grundlage der vorangehenden Ausführungen zwar bezweifelt, trotzdem wur-

den die Vorschläge des Einsprechers wie an der Einsprachenverhandlung vereinbart einer Prü-

fung unterzogen. 
 

Der Einsprecher hat selber festgehalten, dass die Festlegung einer Fassadenhöhe für das Gebiet 

des Gestaltungsplanes «Galgerain» obsolet sei, weil gar keine Flachdächer vorhanden sind. So-

mit wird auch vorliegend nicht dazu Stellung genommen. 

Der Vorschlag eines Hangzuschlags stammt aus dem BZR-Entwurf der Gemeinde Schenkon 

(Art. 5 Abs. 5 sowie Art. 7 Abs. 4 im BZR-Entwurf vom 6. April 2021 für die 2. öffentliche Auf-

lage). Siehe hierzu auch die erläuternde Skizze aus dem BZR-Entwurf Schenkon (Abbildung auf 

der Folgeseite). 
 



 

Ob sich diese Regelung in Schenkon bisher als praxistauglich erwiesen hat, kann aufgrund der 

heutigen Kenntnisse nicht beurteilt werden. Die Regelung erscheint jedoch als relativ komplex 

in der Umsetzung, z.B. bezüglich der genauen Definition der Falllinie zur Bestimmung der 

Hangneigung. Bei der Erarbeitung des neuen BZR Büron wurden möglichst einfach verständliche 

Regelungen angestrebt, die im Normalfall dem kantonalen Muster-BZR entsprechen sollen. Eine 

Regelung gemäss dem Antrag des Einsprechers ist im kantonalen Muster-BZR nicht vorgesehen. 

Die Ausnahmeregelung widerspricht somit der Strategie der OPK für die Gesamtrevision der 

Ortsplanung. 
 

Eine Prüfung der vorgeschlagenen Ausnahmeregelung für weitere Wohnzonen erübrigt sich auf-

grund der vorangehenden Erwägungen. 
 

Fazit: Aufgrund der zur Verfügung stehenden Informationen und Unterlagen sowie der vorangehen-

den Erläuterungen ist der Hangzuschlag in der Wohnzone D (W-D) weder gerechtfertigt noch not-

wendig. Ausserdem ist die Handhabung zu komplex. 
 

Zum Antrag 4: Zum Zeitpunkt der öffentlichen Auflage war die Parzelle Nr. 827 im Gestaltungsplan-

gebiet «Galgerain» unüberbaut. Inzwischen sind zwei Wohnbauten realisiert worden. Damit könnte 

grundsätzlich der Gestaltungsplan «Galgerain» als vollständig umgesetzt beurteilt werden. Die Auf-

hebung des Gestaltungsplans und die in der Folge mögliche Regelbauweise hätte jedoch zur Folge, 

dass insbesondere auf der Parzelle Nr. 268 (gemäss Gestaltungsplan «Begegnungsplatz») ein weite-

res Wohnhaus erstellt werden könnte.  
 

Festzuhalten ist ausserdem, dass die Mehrheit der Grundeigentümer im Gestaltungsplangebiet «Gal-

gerain» sich für die Beibehaltung des Gestaltungsplans und dessen Überarbeitung nach Abschluss 

der Gesamtrevision der Ortsplanung aussprach. Die Aufhebung des Gestaltungsplans gegen den Wil-

len der betroffenen Grundeigentümer erscheint nicht zweckmässig. 
 

Fazit: Die Beibehaltung des Gestaltungsplans «Galgerain» ist zweckmässig. 
 

Zum Antrag 5: Die Formulierungen entsprechen dem Artikel im kantonalen Muster-BZR. Im Fall einer 

Streichung wäre es denkbar, dass der Regierungsrat bei der Genehmigung eine Auflage macht, dass 

eine derartige Formulierung zwingend in das BZR aufzunehmen sei. 
 

Eine «Anpassungsarchitektur» wird mit diesen Bestimmungen nicht angestrebt, aber immerhin ein 

stimmiges Quartierbild. Beispiele von ästhetisch problematischen Siedlungen aufgrund eines über-

bordenden Individualismus beim Bauen oder bei der Umgebungsgestaltung gibt es genügend. So 

geht denn der Trend schweizweit auch dahin, mit entsprechenden BZR-Bestimmungen, Richtlinien 

Erläuternde Skizze gemäss Anhang 9 des BZR-Entwurfes Schenkon (Stand vom 6. April 2021 für die 2. öffentliche Auflage) 



und Merkblättern eine qualitätsvolle Siedlungsentwicklung zu fördern (dass dabei nicht alle den glei-

chen Geschmack haben, wird nicht bestritten). 
 

Fazit: Art. 27 Abs. 2 BZR ist zweckmässig, ist aber mit Augenmass umzusetzen. 
 

Die im Antrag 6 zur Diskussion stehende Ergänzung des Erschliessungsrichtplans ist nicht Gegenstand 

der Vorlage an der Gemeindeversammlung, weil Richtpläne durch den Gemeinderat beschlossen wer-

den. Trotzdem soll an dieser Stelle darauf eingegangen werden. 
 

Zuerst ist festzuhalten, dass die Liegenschaften an der Strasse «Fuchsacker» nicht via Galgerain 

erschlossen werden, ein Teil des Gebiets mit dem Flurnamen «Fuchsacker» hingegen schon – die 

letzte via diese Privatstrasse erschlossene Liegenschaft befindet sich am Galgerain 39. 
 

Die Erschliessungsprobleme in den Wohnquartieren zwischen der Luzerner- und der Schlierba-

cherstrasse sind seit Jahren bekannt. Im Vorprüfungsverfahren haben auch die kantonalen Dienst-

stellen darauf hingewiesen und die Gemeinde aufgefordert, aufzuzeigen wie die Situation verbessert 

und einige Parzellen ohne Strassenanschluss erschlossen werden können. 
 

Das in der Ergänzung des Erschliessungsrichtplans aufgezeigte Konzept ist grundsätzlich nicht neu. 

Diverse realisierte Strassenbauprojekte basieren auf diesem Konzept (z. B. wurden die Gal-

gerainstrasse und die Bleumattstrasse so ausgebaut, dass die nun aufgezeigte Verkehrsführung 

grundsätzlich möglich ist). Einzelne noch vorhandene Engpässe im Gebiet Weiherfeld können bei Be-

darf mittels einer Ausweichstelle entschärft werden. 

Tatsächlich hat die Verkehrsentwicklung in den letzten Jahren zu erheblichem Schleichverkehr durch 

die Wohnquartiere geführt. Dieser Schleichverkehr kann mit dem aufgezeigten Konzept zumindest 

stark eingeschränkt werden. 
 

Die OPK und der Gemeinderat haben nebst vereinzelten negativen Stellungnahmen auch etliche zu-

stimmende Rückmeldungen erhalten. 
 

Fazit: Das in der Ergänzung des Erschliessungsrichtplans aufgezeigte Konzept inkl. dem Fahrverbot 

auf der Längenmoosstrasse ist zweckmässig und so umzusetzen. 

 
 

Antrag des Gemeinderates: 
 

Die Einsprache von Josef Schaller-Bass sei in allen Punkten abzuweisen.  
 

  



4.2 Einsprechende Gundel Bentele, Schwalbenweg 10, 8370 Sirnach 

Antrag und Begründung der Einsprecherin: 

Die gesamte Fläche des Grundstücks Nr. 518 sei der Wohnzone 

W-B zuzuweisen, demnach im Zonenplan rot einzufärben. Auf die 

Zuweisung eines Teils der Parzelle in die Verkehrszone sei abzu-

sehen und die private Erschliessungsstrasse als Hauszufahrt i. S. 

Art. 11 Abs. 2 PBV zu qualifizieren. 

Begründet wird der Antrag wie folgt: 

- Da die Verkehrszone nicht zur anrechenbaren Grundstücksflä-

che (aGSF) zähle, würden die Überbauungsmöglichkeiten des 

Grundstücks erheblich reduziert. So könne des Dachgeschoss 

nicht mehr ausgebaut werden und das Grundstück verliere an 

Wert. 

- Zudem gelte für diese Privatstrasse neu das Strassengesetz 

(Art. 52 PBG), was auch negative Auswirkungen haben könne 

(z. B. zusätzliche Abstandsvorschriften). Angesichts der bisher 

klaglosen Nutzung der Strasse sei das unnötig. 

- Auch im Vergleich zur alten Ortsplanung liege eine Verschlech-

terung der Überbauungsmöglichkeiten vor. So hätten bisher 

private Erschliessungsstrassen grundsätzlich zur aGSF ge-

zählt. Ein Fall der 10%-Regelung gemäss § A1-12 Abs. 3 PBV 

(die bisherige Rechtsgrundlage betreffend Anrechenbarkeit ei-

ner Strassenfläche) liege bei diesem Grundstück nicht vor, 

weshalb ein Ausbau des Dachgeschosses zulässig gewesen 

wäre. 

- Mit Sicherheit seien viele Grundeigentümer in der Gemeinde 

Büron wie auch auch im ganzen Kanton in ähnlicher Weise 

betroffen. 

Nicht bestritten wird, dass sich die neue Zonenplanung und die Arbeit des Gemeinderates sowie der 

beauftragten Planer auf die Richtlinien der Dienststelle rawi stützen - diese Vorgaben seien nachvoll-

ziehbar und konsequent angewendet worden.  

Die Kritik betrifft vielmehr die kantonalen Vorgaben: 

- Art. 11 Abs. 2 PBV erlaube die Anrechnung der Hauszufahrten, nicht jedoch der Feinerschliessung. 

Betreffend die Konkretisierung in der kantonalen Richtlinie «Darstellung der Verkehrszonen 

(Art. 52 PBG)» stelle sich die Frage, ob diese harte Auslegung gerechtfertigt sei, oder ob weniger 

weit reichende Regelungen auch genügt hätten – z. B. mit der Möglichkeit, Erschliessungsflächen 

(vorliegend eine Privatstrasse) als Hauszufahrt zu qualifizieren. 

- Seiner Absicht zur Aufstockung stehe kein gegenläufiges öffentliches Interesse gegenüber. Zu-

mindest seien die in der Richtlinie aufgeführten Ziele wie die planerische Einheitlichkeit, Einfach-

heit etc. für diese planerisch-technisch begründete Massnahme (Festlegung der Verkehrszone) 

nicht genügend. Das gelte umso mehr, als die neue Regelung ganz viele Grundeigentümer in der 

Gemeinde Büron und im ganzen Kanton betreffe und in vielen Fällen dazu führe, dass Bauten ihre 

Zonenkonformität verliere. Wenn man den Gesamtschaden aller betroffenen Grundeigentümer 

dem (noch zu bestimmenden) Nutzen für die Öffentlichkeit gegenüberstelle, werde schnell klar, 

welches Interesse überwiegen müsste. Das hätte bei der Erarbeitung der Richtlinie beachtet wer-

den müssen. 

- Die strikte Auslegung von § 11 PBV in der Richtlinie stehe auch im Widerspruch zum Anliegen der 

effizienten Nutzung des Bodens und des verdichteten Bauens. Jedenfalls habe man an der In-

dustriestrasse 7 und Umgebung in Büron nicht den Eindruck einer zu dichten Überbauung, die 

auf lange Sicht korrigiert werden müsste. 

- Die gesetzliche Verknüpfung von Erschliessung und Berechnung der aGSF und somit der Bestim-

mung der Überbauungsmöglichkeiten sei weder zweck- noch verhältnismässig. Das Ziel der ÜZ 

(in Verbindung mit der Gesamthöhe) sei, den Baukubus im Verhältnis zur Grundstücksfläche zu 

Ausschnitt Zonenplan Siedlung (Stand Ge-

meindeversammlung), Parzelle Nr. 518, 

GB Büron gelb umrandet 



beschränken und so die gewünschte (nicht zu dichte) Überbauung sicherzustellen, während das 

Erschliessungs- und Strassenrecht den Verkehr und im vorliegenden Fall den problemlosen Zu-

gang zu privaten Liegenschaften regeln wolle. Beide Ziele würden nicht beeinträchtigt, wenn im 

vorliegenden und ähnlich gelagerten Fällen die Verkehrsflächen als Hauszufahrten qualifiziert und 

nicht der Verkehrszone zugewiesen würden. Dann wäre auch das Thema der neu erzeugten feh-

lenden Zonenkonformität vom Tisch. 

- Ausserdem sei nicht klar, welche Rechtsfolgen die Bezeichnung der Privatstrassen als Verkehrs-

zonen noch zeitigen werden. Da würden plötzlich Strassenabstände und andere Aspekte relevant. 

Die Unterstellung der vorliegenden privaten Erschliessung für drei kleinere Mehrfamilienhäuser 

unter das Strassengesetz erscheine übertrieben und nicht verhältnismässig. Mit 5 m Strassen-

breite gewährleiste die Erschliessung eine problemlose Zufahrt für Anwohner, Besucher, aber 

auch Rettungsdienste. Jeder Grundeigentümer, der auf eigene Kosten eine grosszügige – also 

breite Erschliessung erstellt habe, werde nun im Zusammenhang mit der aGSF-Berechnung be-

straft. 

Zusammenfassend bestehe kein überwiegendes öffentliches Interesse an der getroffenen Regelung 

noch sei die Verhältnis- und Zweckmässigkeit gegeben. 

Erwägungen des Gemeinderats: 

Die OPK und der Gemeinderat sind wie die Einsprecherin überzeugt, dass die kantonalen Vorgaben 

in der Ortsplanungsrevision korrekt umgesetzt worden sind. Die kantonale Verwaltung hat denn auch 

bestätigt, dass die Strassenfläche des Grundstücks Nr. 518 der Verkehrszone zugewiesen werden 

muss – die Gemeinde hat diesbezüglich keinen Spielraum. Auf die Kritik betreffend die Zweck- und 

Verhältnismässigkeit der kantonalen Vorgaben wird deshalb nicht weiter eingegangen, weil die Ge-

meinde sich ohnehin daran halten muss. 

Das Ortsplanungsbüro hat trotzdem die Möglichkeit für eine Aufstockung der Liegenschaft auf dem 

Grundstück Nr. 518 grob geprüft: Gemäss der Analyse im geographischen Informationssystem (GIS) 

hat das Gebäude eine Gesamthöhe von ca. 12 m und eine ÜZ von 0.27, welche in der Wohnzone 

W-B der ÜZ-C entspricht. Die entsprechende Gesamthöhe von 11 m wird überschritten, weshalb die 

Bestandesgarantie gemäss § 178 PBG zum Zug kommt. Somit ist eine Aufstockung im vorliegenden 

Fall tatsächlich nicht möglich. 

Es bleibt die Frage, ob das der revidierten Ortsplanung zugrunde liegende Zonenkonzept zweckmäs-

sig ist. Das Vorgehen bei der Erarbeitung des neuen Zonenkonzepts ist in Kap. 4.2 des Planungsbe-

richts für die Gesamtrevision der Ortsplanung beschrieben. Anhand der Analyse-Ergebnisse wurden 

die maximalen ÜZ und die Gesamthöhen für die einzelnen Zonentypen so festgelegt, dass mindestens 

80 % der bestehenden Gebäude zonenkonform bleiben – maximal 20 % der Gebäude sind nicht mehr 

zonenkonform, jedoch mit Bestandesgarantie. Trotzdem wird gemäss den Berechnungen im Luzerner 

Bauzonen-Analyse-Tool (LUBAT) das Verdichtungspotenzial in allen Wohn- und Mischzonen erhöht. 

Insgesamt wird das Zonenkonzept im Vorprüfungsbericht des Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepar-

tements (BUWD) vom 4. September 2020 als zweckmässig beurteilt. Würden die Nutzungsmasse so 

festgelegt, dass alle Bauten wieder zonenkonform sind, wären insgesamt unrealistische Innenent-

wicklungspotenziale und eine potenziell massive Beeinträchtigung der Siedlungs- und Lebensqualität 

die Folge. 

Im Gebiet «Unterdorf Nord» (begrenzt durch die Dorfzone im Süden, durch die Industriestrasse im 

Norden und durch die Arbeitszone im Westen) haben – ohne Berücksichtigung der Gebäude im Ge-

staltungsplanperimeter «Gartenweg» mit ÜZ-Bonus – 80 % der bestehenden Gebäude eine ÜZ von 

maximal 0.26 und eine Gesamthöhe von maximal rund 14 m. Sowohl die ÜZ-B wie auch die Gesamt-

höhe der Wohnzone W-B sind geringfügig überschritten. Mit einer Zuweisung zur Wohnzone W-A 

würden jedoch massive Innenentwicklungspotenziale geschaffen. Die Auswirkungen auf die Sied-

lungs- und Lebensqualität können nicht ohne Weiteres beurteilt werden, sondern müssten anhand 

einer Projektstudie geprüft werden. Insgesamt erachtet der Gemeinderat jedoch eine derartige Ver-

dichtung in diesem Gebiet als nicht zielführend. 

Theoretisch möglich wäre auch die Festlegung einer höheren ÜZ für einzelne Parzellen. weil aber wie 

erläutert bis zu 20 % der bestehenden Gebäude im neuen Zonenkonzept nicht mehr zonenkonform 

sind, müsste jede einzelne Parzelle innerhalb der Bauzonen geprüft und gegebenenfalls die ÜZ 



einzelfallweise erhöht werden, um eine Ungleichbehandlung auszuschliessen. Der Aufwand für diese 

Prüfung wie auch bei der späteren Beurteilung von Baugesuchen wäre gewaltig und das Fehlerrisiko 

zu gross. Der Gemeinderat erachtet deshalb ein solches Vorgehen als unzweckmässig. 

Zu guter Letzt sind zwei Behauptungen der Einsprecherin richtigzustellen: 

- Bei der Berechnung der aGSF nach altem Recht wäre die 10 %-Regelung (vgl. Textbox unten) 

sehr wohl zum Zug gekommen, wie die Abfrage der Daten der amtlichen Vermessung im kanto-

nalen Raumdatenpool zeigt (vgl. Abbildung unten): Der Strassenanteil (ausgewiesen als «Strasse, 

Weg» beträgt 165 m2 (exkl. Hauszufahrt, ausgewiesen als «übrige befestigte Fläche») und somit 

13.5 % der Gesamtfläche des Grundstücks Nr. 518 (1'220 m2). Damit ist die Grenze von 10 % 

gemäss A1-12 PBV überschritten; bei der Ermittlung der aGSF hätten 122 m2 (10 % der Grund-

stücksfläche) angerechnet werden können, 43 m2 wären nicht anrechenbar gewesen – die aGSF 

hätte somit 1'177 m2 betragen. Ob eine Aufstockung möglich gewesen wäre, wurde nicht über-

prüft, weil das alte Recht zukünftig nicht mehr massgebend ist. 

- Das Strassengesetz (StrG) gilt bereits heute für alle öffentlichen und privaten Strassen. So gilt 

beispielsweise gemäss § 84 Abs. 1d StrG bei Privatstrassen ein Strassenabstand von 4 m. Die 

Ortsplanungsrevision hat diesbezüglich keinen Einfluss. 

Zusammenfassend sieht sich der Gemeinderat nicht in der Lage, der Einsprecherin 

entgegenzukommen. 

§ A1-12 PBV Anrechenbare Grundstücksfläche [alte Rechtsgrundlage] 

1 Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt die vermessene Fläche des Grundstücks in einer 

Bauzone ohne  

a.  bestehende oder in einem genehmigten Bebauungsplan, Gestaltungsplan, Landumlegungs-

plan, Strassenplan, Baulinienplan oder Strassenprojekt vorgesehene Fahrbahn- und Trot-

toirflächen,  

b.  Flächen, die gestützt auf einen genehmigten Zonenplan, Bebauungsplan, Gestal-

tungsplan, Landumlegungsplan, Strassenplan, Baulinienplan oder ein genehmigtes 

Strassen- oder Wasserbauprojekt zu öffentlichen Zwecken abgetreten werden müs-

sen,  

c.  Wälder und Gewässer.  

2 Die für die Erschliessung notwendigen Zu- und Wegfahrten, die Wohnstrassen, die Fusswege 

und die offenen Pflichtabstellflächen für Fahrzeuge werden angerechnet.  

3 Soweit die in Absatz 1a und b erwähnten Flächen 10 Prozent der vermessenen Grundstücks-

fläche (ohne Wälder und Gewässer und ohne die Flächen gemäss Absatz 2) nicht übersteigen, 

dürfen sie für die anrechenbare Grundstücksfläche berücksichtigt werden. Dies gilt im gleichen 

Ausmass für Flächen, die seit dem 1. Januar 1971 nachweisbar für die genannten Zwecke 

abgetreten und abparzelliert wurden. 

Abfrage der Daten der amtlichen Vermessung (bearbeitet); Quelle: www.raumdatenpool.ch, Zugriff am 14. April 2022 



 
 

Antrag des Gemeinderates: 
 

Die Einsprache von Gundel Bentele sei in allen Punkten abzuweisen.  
 

 

4.3 Einsprecher Gottfried Fischer, Rütistrasse 24, 6233 Büron 

Anträge und Begründung des Einsprechers: 

1. Auf dem Grundstück Nr. 394 sei keine ge-

schützte Hecke, sondern eine Reihe Kirschen-

Hochstamm-Bäume. 

2. Im Zusammenhang mit der Ergänzung des Er-

schliessungsrichtplans wird im Sinn einer Anre-

gung vorgeschlagen, anstelle eines allgemeinen 

Fahrverbots eine Tempo 30-Zone von der Gal-

gerainstrasse bis zur Hauptstrasse vorzusehen. 

Erwägungen des Gemeinderats: 

1. Die Situation auf dem Grundstück Nr. 394 ist 

durch den Ortsplaner überprüft und die Fest-

stellung des Einsprechers bestätigt worden. Der 

Gemeinderat hat deshalb beschlossen, die He-

cke im Zonenplan zu löschen (vgl. Kap. 3.3 die-

ser Botschaft). Damit wird dem Anliegen des Einsprechers entsprochen. 

2. Die Ergänzung des Erschliessungsrichtplans ist nicht Gegenstand der Vorlage an der Gemeinde-

versammlung, weil Richtpläne durch den Gemeinderat beschlossen werden. Trotzdem soll an die-

ser Stelle darauf eingegangen werden. 

Mit dem aufgezeigten Erschliessungskonzept soll der Verkehr gezielt auf das übergeordnete Stras-

sennetz gelenkt und Schleichverkehr durch die Quartiere verhindert werden. Mit einer Tempo 30-

Zone wird dieses Ziel nicht erreicht, weil die Fahrzeit via Rütistrasse (1.2 km ab der Kreuzung 

Galgerain/Längenmoosstrasse bis zur Luzernerstrasse) wesentlich kürzer ist als via Bleumatt-

strasse (2.2 km bis zum gleichen Punkt). Der Gemeinderat beurteilt deshalb das Fahrverbot wei-

terhin als zweckmässig. 

Da der Einsprecher seine Rücksprache nicht zurückgezogen hat, beantragt der Gemeinderat den 

Stimmberechtigten, die Einsprache als erledigt abzuschreiben. 

 
 

Antrag des Gemeinderates: 
 

Die Einsprache von Gottfried Fischer sei als erledigt zu erklären. 
 

 

4.4 Einsprecher Albert Lischer-Felder, Wechselstrasse 12, 6233 Büron 

Anträge und Begründung des Einsprechers 

 

1. Die Parzelle Nr. 180 GB Büron im Gebiet Wechsel soll in eine Zone für Sport- und Freizeitanlagen 

eingezont werden. Dies aufgrund des in Zukunft geplanten Ausbaus und Aufbau einer Existenz 

für die nächste Generation der Familie. 

2. Die Siedlungsbegrenzungslinien aus dem Siedlungsleitbild sollen um den Reitbetrieb führen. 

Luftbild Parzelle Nr. 394, GB Büron; Quelle: www.raumda-

tenpool.ch, Zugriff am 14. April 2022 



3. Das Fahrverbot ab Parkplatz Weiherfeld bis Ein-

gang Längenmooswald soll aufgehoben wer-

den. Damit Ausritte im Längenmooswald mög-

lich seien, benötige er einer Bewilligung zur 

Durchfahrt bis zum Holzlagerplatz für Pfer-

detransporter, wo die Fahrzeuge abgestellt 

werden könnten. 

Erwägungen des Gemeinderates 
 

Die Gesamtrevision der Ortsplanung ist bekanntlich 

seit Mitte 2018 im Gang. Bevölkerung und Grund-

eigentümer waren seither mehrmals informiert 

worden. Der Einsprecher hätte somit Gelegenheit 

gehabt, frühzeitig einen Antrag an den Gemeinde-

rat und die OPK zu stellen – dieser hätte geprüft 

und gegebenenfalls in der Gesamtrevision der Orts-

planung berücksichtigt werden können. 
 

Nach der öffentlichen Auflage hätte die Berücksich-

tigung des Anliegens zu erheblichen Verzögerungen und Mehraufwand bei der weiteren Bearbeitung 

der Gesamtrevision der Ortsplanung geführt:  
 

- Es wären diverse Abklärungen notwendig gewesen (zum Beispiel betreffend Zonentyp, Erschlies-

sung, Reitwegkonzept, Lärm- und Geruchsimmissionen, Kompensation von Fruchtfolgeflächen 

etc.). 

- Die Einzonung hätte zusätzlich bei den kantonalen Dienststellen zur Vorprüfung eingereicht wer-

den und anschliessend öffentlich aufgelegt werden müssen. 

- Mit einiger Wahrscheinlichkeit wären im Zusammenhang mit dem Vorhaben Einspracheverhand-

lungen notwendig gewesen. 
 

Der Ortsplaner klärte trotz dieser nicht optimalen Ausgangslage weitere Fragen beim zuständigen 

Projektleiter der kantonalen Dienststelle rawi ab. Dieser verwies auf den erforderlichen regionalen 

Bedarfsnachweis und auf grundsätzliche Fragen aufgrund der Anträge des Einsprechers – so stelle 

sich beispielsweise die Frage, ob sich der Standort im Gebiet Wechsel für den Betrieb eigne, wenn für 

die Ausritte Pferde-Transporte zum Längenmooswald notwendig seien. 
 

Der Gemeinderat und die OPK wären trotz der offenen Fragen grundsätzlich bereit gewesen, das 

Anliegen zu prüfen. Um weitere Verzögerungen und Aufwand bei der Gesamtrevision der Ortsplanung 

zu vermeiden, wurde jedoch eine Prüfung nach Abschluss der Gesamtrevision und gegebenenfalls die 

Durchführung einer nachträglichen Teilrevision der Ortsplanung vorgeschlagen. Auf diesen Vorschlag 

wollte der Einsprecher nicht eingehen. Der Gemeinderat sieht sich deshalb gezwungen, den Stimm-

berechtigten die Abweisung der Einsprache zu beantragen. 
 

Betreffend die Anträge 2 und 3 ist darauf hinzuweisen, dass das Siedlungsleitbild und der Erschlies-

sungsrichtplan nicht Gegenstand der Vorlage an der Gemeindeversammlung sind: 
 

- Das Siedlungsleitbild hat der Gemeinderat am 11. April 2022 beschlossen. 

- Die Ergänzung des Erschliessungsrichtplans wird der Gemeinderat nach der Gemeindeversamm-

lung vom 31. Mai 2022 beschliessen (vgl. Kapitel 7). 

 

 
 

Antrag des Gemeinderates: 
 

Die Einsprache von Albert Lischer-Felder sei in allen Punkten abzuweisen.  
 

 

  

Luftbild Parzelle Nr. 180, GB Büron; Quelle: www.raumda-

tenpool.ch, Zugriff am 14. April 2022 



4.5 Einsprechende Josef und Heidi Lütolf-Häberling, Wigartenweg 3, 6233 Büron 

Antrag und Begründung der Einsprechenden: 

Mit der Aufhebung des Gestaltungsplans 

«Wigarte», Teilgebiet Nord, sei zuzuwarten, bis die 

Verpflichtungen und Auflagen des Gestaltungsplans 

und der Baubewilligung auf der ehemaligen Parzelle 

Nr. 29 erfüllt sind. 

Die Einsprechenden begründen ihren Antrag damit, 

dass der Gestaltungsplan gemeinschaftlich unter-

zeichnet und damit akzeptiert worden sei, weshalb 

sie für dessen Einhaltung mitverantwortlich seien. 

Anstelle der 20 Bäume, die im Gestaltungsplan auf 

der ehemaligen Parzelle Nr. 29 dargestellt (vgl. ne-

benstehenden Plan-Ausschnitt) und in der Baube-

willigung verbindlich gefordert worden sind, seien 

nur 10 Hochstammbäume gepflanzt worden, und 

es sei auch keine Ersatzpflanzung an einem ande-

ren Standort vorgenommen worden. Die hohen Ge-

bäude werden somit nicht kaschiert und entlang 

des Wigartenweges fehlen die Bäume gänzlich. Die 

Arbeiten für den Ausbau der Kleinfeldstrasse seien 

schon lange abgeschlossen, die Bäume entlang der 

Strasse fehlen teilweise aber immer noch. Die 

Bäume entlang der Kleinfeldstrasse hätten eine be-

sonders wichtige Funktion, sowohl als optische Abgrenzung gegen die Arbeitszonen III und IV wie 

auch zur Dämmung der Lärmimmissionen (aus dem Gewerbegebiet) und Verbesserung der Lebens-

qualität. Die Pflanzung der 10 fehlenden Bäume sei auch zumutbar, damit der Natur und der Umwelt 

etwas zurückgegeben werde, nachdem man ihnen vorher so viel weggenommen habe. 

Auch der Gemeinderat stehe in der Pflicht, weil er auf die mündlichen Beschwerden untätig geblieben 

sei und die Baukontrolle die fehlenden Bäume übersehen habe. 

Erwägungen des Gemeinderats: 

Der Gemeinderat hat festgestellt, dass die Bepflanzung auf der ehemaligen Parzelle Nr. 29 tatsächlich 

nicht gemäss den Auflagen in der Baubewilligung umgesetzt und der Gestaltungsplan nicht korrekt 

umgesetzt worden ist. Deshalb hat er obige Einsprache gutgeheissen und den Eigentümern der Par-

zelle Nr. 29 im August 2021 diesen Sachverhalt eröffnet. 

Im Dezember 2021 konnte der Gemeinderat den Einsprechenden mitteilen, dass die 10 fehlenden 

Bäume inzwischen gepflanzt worden seien und der Gestaltungsplan «Wigarte» deshalb als vollständig 

umgesetzt beurteilt werde. Die Einsprechenden monierten in einem weiteren Schreiben allerdings, 

dass nur 4 Bäume gesetzt worden seien. 

Daraufhin veranlasste der Gemeinderat eine Kontrolle vor Ort durch Fachpersonen. Diese Kontrolle 

ergab, dass die aktuelle Bepflanzung die Anforderungen an den revidierten Gestaltungsplan 

«Wigarte» vollumfänglich erfülle. Dem Anliegen der Einsprechenden ist somit entsprochen. 

Weil die Einsprechenden ihre Rücksprache nicht zurückgezogen haben, beantragt der Gemeinderat 

den Stimmberechtigten, die Einsprache als erledigt abzuschreiben. 

 
 

Antrag des Gemeinderates: 
 

Die Einsprache von Josef und Heidi Lütolf-Häberling sei als erledigt zu erklären. 
 

 

Ausschnitt Gestaltungsplan «Wigarte», Teilgebiet Nord mit 

Bäumen und rot umrandetem Teil der ehemaligen Parzelle 

Nr. 29, GB Büron 



5 Bericht der Controlling-Kommission 

Mit Bericht vom 30. April 2022 stellt die Controlling-Kommission fest, dass der Entwurf mit den mas-

sgebenden gesetzlichen und verfassungsmässigen Grundlagen im Bund, Kanton und der Gemeinde 

vereinbar ist. Die Bestimmungen sind klar und verständlich formuliert und berücksichtigen die kom-

munalen Gegebenheiten. Darüber hinaus sind die Auswirkungen des Erlasses genügend klar und 

vollständig dargelegt. Sie empfiehlt, den rechtsetzenden Erlass Totalrevision Ortsplanung zu geneh-

migen. 

6 Detailberatung und Beschlussfassung 

Im Rahmen der Detailberatung der Ortsplanungsrevision können aus der Gemeindeversammlung 

Anträge zur Änderung oder Ergänzung der Vorlage gestellt werden, über welche die Gemeindever-

sammlung abstimmt. 
 

Es gilt zu beachten, dass zur Wahrung des rechtlichen Gehörs Dritter wesentliche Änderungen vor-

gängig vorgeprüft und öffentlich aufgelegt werden müssen. Die Genehmigung durch den Regierungs-

rat von formell nicht korrekt durchgeführten Änderungen kann verweigert werden. Der Gemeinderat 

kann dazu aufgefordert werden, die beschlossenen Änderungen oder Ergänzungen vorprüfen zu las-

sen und öffentlich aufzulegen, allfällige Einsprachen zu behandeln und die Änderungen den Stimm-

berechtigten nochmals zur Beschlussfassung zu unterbreiten. 

7 Weiteres Vorgehen 

7.1 Rechtsmittel gegen die Beschlüsse der Stimmberechtigten 

Die Beschlüsse der Stimmberechtigten vom 31. Mai 2022 können innert 20 Tagen seit dem Abstim-

mungstag mit Verwaltungsbeschwerde beim Regierungsrat angefochten werden (§ 63 Absatz 3 PBG). 

 

7.2 Genehmigung durch den Regierungsrat 

Der Gemeinderat unterbreitet die beschlossene Gesamtrevision der Ortsplanung Büron dem Regie-

rungsrat zur Genehmigung. Dieser entscheidet mit der Genehmigung über allfällige Verwaltungsbe-

schwerden gegen die Gesamtrevision der Ortsplanung (§ 64 Absatz 1 PBG). 

 

 
 

Anträge des Gemeinderates: 
 

6.1 Die nicht gütlich erledigten Einsprachen seien abzuweisen. 

6.2 Der Totalrevision der Ortsplanung Büron sei unter Einschluss allfälliger Änderungen aus der 

Einsprachenbehandlung und der Detailberatung zuzustimmen. 

6.3 Vom Bericht der Controlling-Kommission (vgl. Anhang) sei zustimmend Kenntnis zu nehmen. 
 

 

 

6233 Büron, 4. Mai 2022 DER GEMEINDERAT BÜRON 
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